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Zentrale Forderungen: 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf vorzulegen und
 
1. klarzustellen, dass das Gesundheitswesen zivil bleibt; 

2. den Beschäftigten im Gesundheitswesen sowie niedergelassenen Ärzt*innen bei wehrmedizinischen 
oder ähnlichen Fortbildungen ein individuelles Verweigerungsrecht aus Gewissensgründen einzuräumen; 

3. in Gesundheitseinrichtungen darüber hinaus dem Personal- oder Betriebsrat über die Frage, ob wehrmedizinische 
Fort- und Weiterbildungen durchgeführt werden, ein zwingendes Mitbestimmungsrecht einzuräumen; 

4. keine grundsätzliche Unterstellung ziviler Gesundheitseinrichtungen unter militärische Befehlsgewalt der 
Bundeswehr vorzunehmen, und stattdessen eine zivile Kontrollinstanz einzurichten, die unter Beteiligung von 
Beschäftigten des Gesundheitswesens sowie Akteuren der Zivilgesellschaft über den Eintritt des Notstands und 
die zu ergreifenden Maßnahmen entscheidet; 

5. klarzustellen, dass das Personal der Gesundheits- und Pflegeversorgung sowie niedergelassene 
Ärzt*innen Entscheidungen ausschließlich anhand fachlicher Kriterien treffen. Insbesondere dürfen medizinische 
Behandlungen militärischer nicht gegenüber denen ziviler Patient*innen vorgezogen werden; 

6. den Vorrang zur Erfüllung des medizinischen Sicherstellungsauftrags gemäß SGB V gegenüber militärischen 
Verpflichtungen für alle im Gesundheitswesen Tätigen festzuschreiben.
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Sascha van Beek (CDU/CSU): 
„Kriegstüchtig muss die Bundeswehr sein – das ist 
richtig –, verteidigungsfähig unsere Gesellschaft, 
resilient unser Gesundheitssystem; darüber reden wir. 
Zivile Verteidigung heißt Zivilschutz, Versorgung der 
Bevölkerung und Unterstützung der Streitkräfte. [...] 
Zweitens: das Verweigerungsrecht aus 
Gewissensgründen. Freiwilligkeit gilt längst. Niemand 
zwingt Ärztinnen und Ärzte, niemand zwingt 
Pflegekräfte. Wer nicht will, geht eben nicht zu einer 
Fortbildung hin.“

Claudia Moll (SPD): 
„Das klingt nach Wolkenkuckucksheim. [...] Das ist kein 
Beitrag zum Frieden. Das ist ein Beitrag zur Unordnung.“ 

Nicole Hess (AfD): 
„Ein kriegstaugliches Gesundheitswesen funktioniert 
nicht mehr frei, sondern auf Kommando. Zentrale 
Stäbe bestimmen, was gebraucht, wo produziert, 
wohin geliefert und wer behandelt wird. Der 
Sanitätsdienst der Bundeswehr übernimmt die 
Logistik, Krankenhäuser werden zu Einsatzorten, 
Ärzte zu Ressourcen und Bettenpläne zu Lagekarten. 
[...] Meine Damen und Herren, das kennen wir doch 
noch, und zwar aus der sogenannten 
Coronapandemie. Damals wurde das 
Gesundheitswesen zum Befehlsapparat degradiert.“

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
„Mich macht die Debatte insgesamt sehr betroffen, da 
auch Angehörige unserer Parlamentsarmee, der 
Bundeswehr, zuschauen. Ich hätte mir bei diesem 
wichtigen Thema schon ein bisschen mehr Disziplin 
gewünscht. [...] Das, was Sie mit Ihrem Antrag verhindern 
wollen, werden wir selbstverständlich einführen. Wir 
werden ein Gesundheitssicherstellungsgesetz einführen. 
Wir haben unsere Bundesministerin, die bei dieser 
wichtigen Debatte anwesend ist, an unserer Seite. Wir 
werden noch im ersten Halbjahr dieses Jahres einen 
entsprechenden Gesetzentwurf vorlegen.“

Marcel Queckemeyer (AfD):
„Das ist doch Provokation! Das ist doch lächerlich, 
was Sie da machen! [...] Typisch parlamentarische 
Bürgergeldempfänger!“

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
„Ihr Antrag, den Sie heute vorlegen, soll nach Frieden 
klingen; aber in Wahrheit ist er ein Rezept für Chaos 
im Ernstfall. [...] Sie sind eine Gefahr für die zivile 
Bevölkerung in diesem Land, für die Vorbereitung 
eines Gesundheitswesens, das im Krisenfall 
funktioniert. [...] Die Linke ist in der Außen- und 
Sicherheitspolitik eine Gefahr für das Land und 
gefährdet unsere Vorbereitung auf schwierige Zeiten.“

Quelle: https://dserver.bundestag.de/btp/21/21053.pdf#P.6421
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•  Prof. Dr. Katarina Stengler
Aktion Psychisch Kranke (APK)

• Dr. Christoph Reimertz
BG Unfallklinik Frankfurt am Main

• Prof. Dr. Heyo Kroemer (online)
Charité – Universitätsmedizin Berlin

• Dr. Gerald Gaß
Deutsche Krankenhaus Gesellschaft (DKG)

• Marc Nellen
Deutsches Rotes Kreuz (DRK)

• Dr. Robin T. Maitra
Deutsche Sektion der Internationalen Ärzt*innen für die Verhütung des
Atomkrieges/Ärzt*innen in sozialer Verantwortung (IPPNW)
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https://dserver.bundestag.de/btd/21/040/2104035.pdf
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Zentrale Feststellungen der Kleinen Anfrage:

• Finanzierung der Übung lief über den Verteidigungsetat und wurde seit 
Anfang 2025 geplant

• Personalvertretungen wurden nicht informiert oder befragt

• Bundesregierung: Kliniken meldeten sich „eigeninitiativ“, ohne zentrale 
Auswahl oder formelles Bewerbungsverfahren. Laut Recherche der Berliner 
Zeitung: Schreiben der Berliner Senatsverwaltung für Wissenschaft, 
Gesundheit und Pflege an teilnehmendes BG-Klinikum Unfallkrankenhaus 
Berlin (UKB). In dem Schreiben habe die Senatsverwaltung mitgeteilt, sie sei 
von der Bundeswehr gebeten worden, vier Krankenhäuser in Berlin 
einzubinden, darunter das UKB. Die Mitwirkung erfolgte nach UKB-Angaben 
nicht auf freiwilliger Basis

Folglich: 

Beschäftigte als militärische „Ressource“ gemäß Gesetz zur Sicherstellung von 
Arbeitsleistungen für Zwecke der Verteidigung einschließlich des Schutzes der 
Zivilbevölkerung (Arbeitssicherstellungsgesetz) vom 9. Juli 1968 (BGBl. I S. 787), 
das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I 
Nr. 370) geändert worden ist. 
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Gesundheitssicherstellungsgesetz „Neu" kommt 
(Referentenentwurf 2026 im 1. Halbjahr erwartet) 

Mögliche Vorlage: 

Einbringung eines Gesundheitssicherstellungsgesetzes in der 8. Legislaturperiode (1976–1980) mündete in den:

„Entwurf eines Gesetzes über die gesundheitliche Versorgung im Rahmen des Zivilschutzes(Gesundheitsschutzgesetz-GesG 1982)“ 
-Bl-Drucksache 9/1448 

Inhalt: Organisatorische Sicherstellung der Gesundheit der Zivilbevölkerung und der Angehörigen der Streitkräfte im Ernstfall durch 
die Länder und Gemeinden im Auftrag des Bundes

Verschwand nach der 1. parlamentarischen Lesung und der Überweisung an die zuständigen Ausschüsse am 3. Juni 1982 unter dem 
Druck der Friedensdemonstration im Bonner Hofgarten am 10. Oktober 1981 (etwa 300.000 Menschen) wieder in der Schublade.

➔ Beispiel zeigt die Bedeutung und politische Wirksamkeit der Friedensbewegung auf!

Ausblick: Wir bleiben dran!



@jc.stange @juliacstange

Danke für Eure
Aufmerksamkeit

www.juliacstange.de
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